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Von S. Aushäuser.

Die letzten Kabinctiskrissn in der Reichsregierung hatten nicht nur

pstttische Bedeutung. Die zweimalige Sprengung der auf breiter

parwmeI7t5>iKbcr Basis gebildeten Koalitionsregierung durch die

Deutsche WollSpariei, d. h. durch die pchitische Vertretung der Schwer¬

industrie zeigte, welch starte ökonomische Kräfte am Werke sind, um

die Wiedersusrtchtung ciner unumschränkten kapitalistischen Allein¬

herrschaft zu erlangen. Der Streitpunkt, um den es bei dem ersten

Konflikt der grofzcn Koalition ging, das Ermächtigungsgesetz, ent¬

hüllte bereits die Absichten dcs organisierten Unternehmertums. In

lvenigen Wochen sind aus Grund dieses Ermächtigungsgesetzes die

wirtschaftlichen und sozialen Schutzgesetze dcr Angestellten, Beamten

und Arbeiter nahezu restlos beseitigt worden. Am Ende dcr zwei¬

ten großen Koalition ging es um dic Frage Bayern. Dieselben

politischen Kräfte, die das erstemal den wirtschaftlichen Inhalt der

Gegenrevolution auszeigten, waren es, die auch im zweiten Falle

bereit waren, der von Bayern ausmarschierenden Reaktion die Steig¬

bügel zu halten. Di« völlig« Passivität, mit der dic Reichsrcgicrung

bis heute dis gegen die Republik und gegen die Verfassung rüsten¬

den Nebellen in Bayern gewähren läßt, bestätigt, daß in diesem

ganzen reaktionären Treiben, wie wir es in diesen Togen erleben,

die wirtschaftlichen und politischen Kräfte der Gegenrevolution gor

nicht von einander getrennt werden können. Die letzten Wochcn

haben wohl auch deutlicher denn je bewiesen, daß eine Unterhöhlung

öer Republik gleichbedeutend ist mit einer wachsenden Unterdrückung

dcr deutschen Angestellten- und Arbeiterbewegung. Der militärische

Belagerungszustand, dor angeblich notwendig war, um die cmtirevu-

biikamfchen Kräfte in Bayern in die Schranken zu verweisen, hat

in dieser Hinsicht auch nicht den geringsten Erfolg gebracht; mohl

aber wurde die so geschaffene Militärdiktatur zum Werkzeug dcs

organisierten Unternehmertums gegen die deutsche Gewcrkjchafts-

bewegung. Die Vorgänge in Sachsen und Thüringen sind bekannt.

Jn Bayern Hot Herr v. Kahr durch Streikversommlungsoerbote die

soziale Bewegung lahmgelegt.
Gelegentlich des Vuchdruckerftreiks In Berlin ist durch das zu¬

stündige Wehrkreiskommando ein Streikverbot ergangen. Die minde¬

sten Voraussetzungen für die geiverkfchaftliche Bewegungsfreiheit sind

durch Verbot von Streikversainmlungsn, Verhaftungen der Gewerk-

schaftsvorftände, Beschränkung der Streikposten usm. aufgehoben

wordcn. Die Militärdiktatur hat sich schützend vor di« Streikbrecher

gestellt. Die Einzelheit«: ergeben sich aus folgender Kundgebung,

die in jenen Tagen durch den AfA-Vorstand ergangen ist:

„Neben dem allgemeinen Streikverbot für die mit Notendruck be¬

faßten Betrieb« hat der Befehlshaber des 3. Wehrkreises eine Ver¬

ordnung herausgegeben, wonach auch solche Arbeiten zu verrichten

sind, die außerhalb der tariflichen Verpslichtung liegen und von

der Betriebsleitung als zwingend notwendig für die Aufrecht¬

erhaltung des Betriebes erachtet werden. Zuwiderhandlungen

sollen unabhängig von sofortiger Entlassung gemäß Z 4 der Ver¬

ordnung des Reichspräsidenten voin 26. September 1V23 bestraft
wcrden.

Auf Grund dieser Verordnung sollten die Angestellten (sowohl

technisches als auch kaufnmnnifches Personal) veranlaßt werden.

Arbeiten zu leisten, bei denen cs stch rwch unserer Auffassung um

die unmittelbare oder mittelbare Verrichtung von Streikarbcit

handelt. Dsr Vorstand des AfA-Bundes hat deshalb sofort beim

Reichsarbeitsminiftcrium entschieden Einspruch dagegen erhoben.

Der AsA-Bund steht aus dem Standpunkt, daß die Verrichtung uon

Streibarbeit nach den allgemein herrschenden gcwerkschaitliche»

Auffassungen als eine unsittliche Handlung anzusehen ist. Es ist

für jeden Gewerkschaftler selbstverständlich, daß er einer um die

wirtschaftliche Besserstellung ihrer Lage kömpfendcn Berussgruppe

nicht durch die Leistung von Streikarbeit in den Rücken fallen dnrf,

wenn er nicht zeitlevens mit dein Makel eines Schüdlings der

Arbeiterbewegung behaftet sein will. Der Hauptverstanb des

AfA-Bundes mird mit aller- Entschiedenheit dagegen ankämpfen,

daß Angestellte, die an sich mit der Streikbewegung nicht in Be¬

rührung stehen, und es lediglich ablehnen, cine nach ihrcr Meinung

gewerkschaftlich unsittliche Handlung zu r-egehcn, sristlos entlassen

wsrden."

Im Streik der Mühlenarbeiicr, dcr um dieselbe Zcit cinsetztc, hat

man es sog«? fertig gebracht, die gewerkschaftlichen Vertreter, die

beim Demobilmachungskomniissar erschienen ivaren, um dort wegen

Entspannung des Kampfes über dcn Tarif zu verhandeln, nuf diesem

Boden des Verhandlungslokales zu verhaften. Ob dieser systematische

Kampf gegen die legalen wirhchaftlicheii Vertretungen der Ange¬

stellten mid Arbeiter dem Zwecke dient, Ruhe und Ordnung zu

schaffen, mag dcr Leser selbst entscheiden.

Das Zusammenwirken der politischen und wirtschaftlichen Kräste

der Gegenseite offenbarte sich auch vor allem in den letzten Vor-

gnigrn im besetzten Gebist. Das eioeinnächtiae Vorgcl)«!, dcr Jn-

oustricllen bei den Verl)andlungen mit Frankreich Hai an sich die

außcnpoliliicl« Situation erschwert. Es muß in dicscm Zusammen¬

hang zur Ehre dir französischen Regierung, übcr deren Haltung

wir'sonst wahrlich genug zu klagen haben, gesagt merdcn, daß sie

das Verlangen der deutschen Unternehmer nach Aushebung dcs

Achtstundentages wie der sonstigen soziglcn Schutzbcstimmnnge»

(Betriebsvertretungen usw.) eindeutig und öffentlich abgelehnt hat.

Die aus deni Scheitern der Verhandlungen entstandenen Schwierig¬

keiten sür die Wiederingangsetziing dcr Produktion im besetzten Ge¬

biet kamen den dortigen Industriellen offenbar nicht ganz uner¬

wünscht. Jedsnsalls ist von ihnen alles gcschchcn, um die Ver¬

wirrung noch zu steigern. Auch dort, wo keinerlei wirtschaftliches

Bedürfnis vorgelegen hat, sind dic Betriebs stillgelegt worden. Die

Zechen und die Eisenindustrie glaubten schließlich, zu einsr Gencral-

ründigung der ganzen Belegschaften übergehe!, zu niüssen. Aus

den Verhandlungen, die noch mit den Gewerkschafteii stattfanden,

ging hcrvor, daß die Entlassungen vor allem den Zweck haben,

bei dec Wiedereinstellung neuer Ärbcitskräfls zu sieben und außer¬

dem den Angestelllen wie. den Arbeitern die Anerkennung des

Zchnstundentages «uszuzwingen. Dieser wirtsckiaftliche Vorgang

wurde ergänzt durch eins Entscheidung der Regierung Sjrcse-

mcmn, daß die Erwerbslosenunterstützung, die Unterstützung der

Sozialrentner und die Besoldung der Beamten und Angestellte» im

besetzten Gebiet von einem bestimmten Zeitpunkt nb aufgehoben
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werde,', sollen. Dieselben Belegschaften im besetzten Gebiet, die
,

,r,oimtel«ng Träger des passiven Widerstandes waren und m

diesem Kampf gegen die bewaffnete Macht von Frankreich geradezu

unermeßlich« Opfer bringen mußten, sollen jetzt ihrem Schicksal

preisgegeben werden. Lie Regierung Stresemann, deren Verbin¬

dung mit dcn Wirtschaftskreisen der Industrie nicht unbekannt ist,

handelte gegenüber dcm besetzten Gebiet nach dem Grundsatz „rette

sich wcr tännl"

Die Begründung, daß finanzielle Gründe das Reich zwingen,

alle Aufwendungen für das besetzte Gebiet einzustellen, kann nicht

anerkannt wcrden. so lange dieselbe Reichsregierung keinen Finger

rührt, um die besitzenden Kreise im besetzten und im unbesetzten

Gebiet steuerlich wirklich zu ersassen. Jm übrigen müßte die Auf»

Hebung der Erwerbslosenunterftützung bewirken, daß Tausende von

Arbeitslosen ausgewiesen und in das unbesetzte Gebiet abgeschoben
werd n, mo sie dann doch die Erwerbslosenunterstützung des Reiches

bezieh?!, Ist es Zufall, daß die Massenentlassungsn im besetzten

Gebiet, die Schließung der Betriebe zeitlich zusammenfallen mit

der politischen Maßnahme der Ausübung der Crwerbslosenunter»

stützung usw,? Wir geben dsr Kollegenschast im besetzten Gebiet

durchaus recht, wenn sie auch hier den Zusammenhang poli»

tisckzcr und wirtschaftlicher Maßnahmen feststellt. Das Vorgehen der

rheinischen Unternehmer und das Verhaltn der' Reichsregierung

müssen zusammen das Chaos und die helle Verzweiflung im be»

fetzten Gebiet bewirken. Wer die Haltung der dortigen Schwer¬

industrie bisher verfolgt hat, glaubt daran, daß hier systematisch

die völlige Zermürbung der wsrklätigen Bevölkerung des besetzten

Gebietes gewollt ist. Berücksichtigt man schließlich noch, daß es

für das Unternehmertum jetzt um die endgültige Beseitigung dss

Acl?lftundsntages geht, dann ist der Ring aller von der Reaktion

für erforderlich gehaltenen Maßnahmen geschlossen.

Dis freien Eeir-erkschafien haben sich geq«, diese Kursänderung
ds? osutsll>en Neichspolitik, die in ihrer Wirkung eine Preisgabe
des Rheinlandes bedeutet, mit aller Entschiedenheit gewandt, und

rrnser AfA-Bund Ist keinesfalls gewillt, dieses außenpoliLsche Experi¬
ment mitzumachen. Wir stehen nach wie vor zu unseren Müglied»

schafien im besetzten Gsbiet, und wir werdsn mtt ihnen gemeinsam
weitere Kämpfe' sowohl gegen die Bedrückung von außen als auch

gegen jene Prozentvatrivtsn In Deutschland, die in letzter Linie den

schlimmsten politischen Scharfmachern in Frankreich in die Hände

arbeiten, führen.
Dieser Kampf kann allerdings nur erfolgreich sein, wenn endlich

eine feste Währung in Deutschland geschaffen wird. Jener Zick-

zockkurs der Reichsregierung, bsi dem jede Woche eine neue

Zmischenwährung eingeführt wird und immer wieder neue Ge¬

schenke an die Währungsspekulanten verabreicht werden, muh ein

Ende haben Die verspätete Ausgabe der Wertzeichen für die Gold-

anlcihs hat wiederum dis Lohn- uich Gehaltsempfänger in schwerste
Bedrängnis gebracht. Auf der andcren Seite sind den Banken von

der Reichsbank dic Goldanlerhezelchen bei verspäteter Lieferung zu

dem Kurs des BssteUungstages ausgehändigt worden. So hat das

Bnnkrapital wiederum auf Kosten der breiten Schichten der Be¬

völkerung nus dsr verspäteten und zögernden Herausgabe der Gold-

cmkihe Billionen über Billionen an Kursgewinn verdient. Die

wiederholte Einführung des sogenannten Zwangskurses hat es den

Spekulanten ermöglicht, Im Frsiverrehr und im besetzten Gebiet an

dem künstlich niedrig gehaltenen Kurs des unbesetzten Gebietes ihren

Profit zu machen Auch die Geldanleihe verlor durch den Zwangs¬
kurs für die Konsumenten Ihren Goldwert, denn die Preise murden

nach dem tatsächlich und international geltenden Devisenkurs be¬

rechnet. Eine Lösung dsr Währungs- und Lohnfrage Ist überhaupt
nur möglich, wenn das Reich bereit ist, die in der deutschen Wirt¬

schaft vorhandene Golddeckung für die Schaffung einer wirklichen

Goldwahrung zu holen Die freien Gewerkschaften haben in ihrer

gememsamsn Bundesausfchußsitzung das Material für die mögliche
Durchführung dieses Problems in umfassender und sachlicher Weile

geliefert
Die Gewerkschaften sind inmitten dieser mirtschafllichen und poli¬

tischen Situation auf die denkbar schwerste Belastungsprobe gestellt.
Das wirtschastliche Ehaos und eine brutale politische Reaktion bilden

einen gcrodezu undurchdringlichen Nebel: aber gerade in diesen
Tagen wachsenden Elends wcrden sich unsere Organisationen als

der letzte und unüberwindliche Hort der deutschen Arbeitnehmer zu

erweisen haben. Mag inan auch durch die Beibehaltung oder die

Berschärfung der Militärdiktatur die gewerkschaftlichen Verbände

weiterhin unterdrücken und ste immer wieder zu neuen der ver¬

änderten Lage entsprechenden organisatorischen Maßnahmen zwin¬
gen, die Idee der freien Gewerkschaften läßt sich nicht verbieten.
Sie lebt weiter und auch Tyrannenmacht hat eine Grenze. Die

Gegenrevolution hat sich keinen günstigen Zeitpunkt ausgewählt.
In dieser Zeit des wirtschaftlichen Niedergang« werden auch di«

b -utalsten Diktatoren des Kapitalismus nicht in der Lage sein, die

inner- und außenpolitischen Schwierigkeiten zu meistern. Die Dauer

dieser Gegenrevolution mird deshalb beschränkt sein. Die Ange¬
stellten, Arbeiter und Beamten werdsn als die Träger der Pro¬

duktion und als die wichtigsten Elemente des'gesamten Swais- und

Wirtschaftslebens nicht zu entbehren sein. Es gilt jetzt, die gewerk¬

schaftlichen Kräfte ökonomisch zu verwerten und einzusetzen. Mit

der kommunistischen Parole des Generalstreiks kommen wir nicht

weiter, wcnn sie Tag für Tag wiederholt wird.

Inmitten der Schwierigkeiten, in denen fich heute die dcutsci)«
Gewerkschaftebewegung befindet, muß sic auch bei ihrer Taktik und

ihren Methoden die denkbar größte Elastizitäl zeigen. Wir dürfcn
uns den Zeitpunkt für dte grofzen Enlfchetdungskümpfe nicht von der

Reaktion diktieren lasscn. Die Geschichte der deutschen Arbeiter¬

bewegung, Insbesondere aus der Zeit des Sozialistengesetzes. lehrt

uns, daß die Periode der Unterdrückung und dsr Verfolgung zur

neuen Lebensquelle fllr die sozinle Bewegung werden kann, lvsnn

wir nüchterne Besonnenheit und Kraftbemußtscln zu vereinen.ver¬

stehen. Das empörte Rechtsqefühl der deutschen Arbeiterklasse von

heute mird der stärkste Antrieb zur glühenden Pflichterfüllung in

den Gewerkschaften sein und damit auch zum Ausstieg der Entr,ch-
teten führen müssen.

Die Arbeitsgemeinschaft ist tot.

Es lebe öie Arbeitsgemeinschaft.
8. ä,. Dte Zentralarbeitsgemeinschaft der gewerblichen und in¬

dustriellen Arbeitgeber und Arbeitnehmer Deutschlands, die aus
Grund eines Abkommens vom 15. November 1918 die gemeinsame

Lösung oller wirtschaftlichen^und sozialen Fragen durch eine pari¬

tätisch zusammengesetzte Organisation bezweckte, ist nach fünfjähri¬

gem Versuche kläglich zusammengebrochen. Es Ist dabei bel^qlos,
wie sich die mehr vermaltungstechnische Liquidation des Apparat?
jetzt noch abwickeln wird. Nachdem die Unternehmer schon lärmst
die Grundzedsnken der Arbeitsgemeinschaft übcr Bord geworfen
und das Abkommen selbst direkt gebrochen hatten, haben sie nunmehr

ihre jeden Rest von Parität und Gleichberechtigung vernichtende

Klasssndikwtur errichtet Auch die geduldigsten Anhänger ds? Ar¬

beitsgemeinschaft auf Arbeitnehmerseite müssen heute zugeben, daß
die ganze Einrichtung lediiglich eine Hagelversicherung für das Un¬

ternehmertum gewesen Ist. In einer Periode der aufs äußerste zu¬

gespitzten Klassengegensätze müsse» stch derartlqe paritätisch? Schein»

gebilde immer zuungunsten der Arbeitnehmer auswirken. Die Ar¬

beitsgemeinschaft Ist auch tatsächlich an dem vom organisierten Un¬

ternehmertum gewallten und neuerdings mit aller Schärfe geführten
Klassenkampf zerschellt.

Die Unternehmer sind sich mohl bemußt, daß sis, von der Gegen¬

revolution getragen, heute wirtschafts- und sozialpolitisch ihr Vro-

gramm durchzusetzen vermögen. Sie wissen aber auch, daß, wie Karl

Kautsky kürzlich In Wien mit Recht ausgeführt hat, diese Gegen¬
revolution nicht von Dauer sein kann, weil ste nicht in die Zeit der

Prosperität, sondern in die einer Wirtschaftskrise fällt, dte unüber¬

windliche Schwierigkeiten mit sich bringt. So hinderlich den Unttr-

nehmern also nuch in diesem Augenblick eine Arbeitsgeme!nscl)«ft
sein müßte, so zweckmäßig könnte ein ähnliches Gebilde schon wie¬

derum in wenigen Monaten sein, wsnn sich die KrSfteverliÄltnisse
zugunsten der Arbeitnehmer verändern. Es ist deshalb kein Zufall,
daß das Begräbnis der Zentralarbeitsgemeinschaft zeitlich zusam¬

menfällt mit der Schaffung einer neuen paritätischen Organisation,
die diesmal-auf gesetzlicher Grundlage beruhen soll und in ihrer Zu¬

sammensetzung für die Angestellten und Arbeiter noch uniünstiger

gruppiert wird, als die Zentralarbeitsgemeinschaft von 1918

Dem Reichswirtschaftsrat ift Mitte November vom Neichswirt»

schaftsminister ein Verordnungsentwurf zugegangen, der die Bildung
von Fachausschüssen vorsieht. Sie sind in anderer Form die

Neuauflage der von einer großen Mehrheit aller Angestellten und

Arbeiter entschieden abgelehnten Arbeitsgemeinschaft. Die gesetzliche
Grundlage, die diesmal statt der freiwilligen Verbindung gewählt

wird, mag aus verschiedenen Gründen gewählt sein. Einmal weih
die Reichsregierung, daß die Arbeitnehmer ohne Zwang nicht ein

zweites Mal derartige paritätische Organisationen mitmachen wer»

den. Des weiteren bietet die gesetzliche Regelung die Möglichkeit,
die Kosten den beteiligten Organisationen obligatorisch aufzuerlegen.
Und schließlich läßt stch bei dieser neuen Spielart der Arbeitsgemein»

schaft auch die Zusammensetzung noch weiter zuungunsten der Arbeit»

nehmer verändern. Bisher waren Arbeitgeber und Arbeitnehmer In

der Jentralarbeitsgemeinschcift In gleicher Zahl vertreten. Auf diese
Weise kam in den groszen Fragen vielfach keinerlei Ergebnis zu»

stände, well sich zwei gleich starke Gruppen gegenüberstanden. Dieser
Zustand war aber noch besser, als wenn die Arbeitnehmer die Ihncn

schädlichen Forderungen von Arbeitgeberseite hätten mitdecken müssen,

In den Fachausschüssen dagegen wird eine Dreiteilung geschaffen.
Das heißt, die Arbeitgeberabteilung bekommt noch einen zahlenmäßig

gleich starken Bundesgeiwssen In den „Vertretern dss Allgemein»

interesses", die von der Gruppe X des Reichswirtschastsrats ernannt

werden sollen.
Die Arbeitnehmer wsrden also im vornherein in einer hoff»

mmgsloZeu Minderheit sein. Dt« Arbeitgeber aber haben den Vor»
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teil, daß ihre Wünsche künftig von einer äußerlich neutralen Stelle,

nämlich vom Fachausschuß, getragen werden. Gleichzeitig kommen

die Unternehmer und ihre Organisation darüber hinweg, den ihnen

so unerwünschten Unterbau des endgültigen Reichswirtschastsrats

hinnehmen zu müssen. Man hat sich bekanntlich seit zwei Jahren

beharrlich dagegen gesträubt, in Erfüllung des Artikels 165 ciner Aus»

dehnung der Handels-, Handwerks» und Landwirtschaftskammern auf

die Arbeiter und Angestellten zuzustimmen. Daran sind bisher

olle Beratungen des Berfassungsnusschusses des Reichsmirtschafts»

rotes gescheitert. Die halbamtlichen Berufsvertretungen von Handcl,

Industrie und Gewerbe sotten nach mie vor das Monopol dcs Un¬

ternehmertums bleiben. Man will sich in keiner Weife in die

Karten sehen lassen. Jn diesen Kammern, bei denen alles zur Be¬

urteilung der Wirtschaft wesentliche Material zusammenläuft, blei»

ben die Herrschaften nach mie vor hübsch unter sich. Die Arbeit»

nehmer werden um das Versprechen, wie es in der Reichsverfassung

enthalten ist, gebracht und in jene Fachausschüsse abgeschoben, die

in der Hauptsache gutachtliche Tätigkeit ausüben. Gleichzeitig ist der

Arbeitnehmereinfluh dank der famosen Dreiteilung aufgehoben.

Die Gewerkschaften würden geradezu Selbstmord begehen, wollten

sie sich diese Rute der „Fachausschüsse" aufbinden Auch der Hin¬

weis, dah dmnit ein gewisser Ersah sür die aufgehobenen Außen-

hnndelsstellen geschaffen werden würde, kann nicht verfangen. Der

Schadcn, der durch die Aufhebung der Außenhandelskontrolle und

der Ansfuhrabszaben entstanden ist, läßt sich gewiß nicht dadurch

gutmachen, dah nun Angestellte und Arbeiter in eine neue Arbeits¬

gemeinschaft eingespannt werden. Sie werden nuch keine Lust emp¬

finden, augenblicklich die Unternebmerdikwtur hinzunehmen, um sich

für kommende günstigere Zeiten jeder Möglichkeit einer freien und

entschiedenen Bewegung zu beaeben. Die Arbeitsgemeinschaft ist

v>m dcr Arbe^tnehmcrfckjaft bekämpft worden, weil die soaencrrmte

Parität jede Mruna der Situation behindert hat. Der Versuch,

unter völliger Verfälschung dcr Parität den Angestellten und Ar»

beitern künftig eine neue Arbeitsgemeinschaft aufzuzwingen, muh

die Gewerkschaften zum schärfsten Widerstand herausfordern.
<- *

Entwurf.

Aenderung der Verordnung über den Borl. Reichswirtschaftsrat.

Auf Grund des iZ 1 des Crmächtiqumsqesetzes vom 11. Oktober

I9?S lRcichsgesctzbl. I S. 94Si mird der Verordnung über den Vorl.

Reichswirtschaftsrat vom 4. Mai 192« (Reichsgesetzbl. S. 85») fol¬

gender Artikel 11a eingefügt:
Artikel 11a.

Bei dem Vorläufigen Reichswirtschaftsrat werden Fachausschüsse

für folgende Wirtschaftszweige gebildet:
Visen und Metall.

Nahrungs- und Genußmittel,
Steine und Erden. Baufach,
Textilien und Bekleidung,

Bergbau,
Holz.
Papier,
Leder,
Glas und Keramik,
Chemie.

Der Reichswirtschaftsminister kann nach Anhörung eines Aus¬

schusses des Vorläufigen Reichswirtschaftsrates die Zahl dcr Fach¬

ausschüsse sowie den Umfang ihres Wirtschaftszweiges ändern.

Die Fachausschüsse setzen sich aus Vertretern der Erzeugung, der

Weiterverarbeitung und des Handels unter paritätischer Beteiligung

von Arbeitgebern und Arbeitnehmern sowie aus Vertretern des All»

gemeininteresses zusammen.
Die Fachausschüsse haben die Aufgabe, unter Wahrung des allge¬

meinen Wohles die allgemeinen wirtschaftlichen Interessen ihres

Wirtschaftszweiges zu fördern und die Reichsregierung und den

Reichswirtschaftsrat in den Angelegenheiten ihres Wirtschaftszwel»

ges zu beraten.

Die Mitglieder der Fachausschüsse sind als solche nicht Mitglieder

des Vorläufigen Reichsmirtschastsrates.
Die Kosten der Fachausschüsse werden von den Beteiligten auf»

gebracht. Der Reichswirtschaftsminister erläßt nach Anhörung eines

Ausschusses des Vorläufigen Reichsmirtschastsrates die Durchfüh»

rungsbestimmunaen zu diesem Gesetz. Er kann den Erlaß von

Durchführungsbestimmungen einem Ausschuß des Vorläufigen Reichs»

wlrtschciftsrates übertragen.

Berlin, den
Der Reichswirtschaftsminister.

Die Gewerkschaften für öle Republik.
Die Auflehnung der Nationalisten in Bayern gegen das Reich

und die republikanische Verfassung ist auf den entschiedenen Wider»

stand der Gewerkschaften gestoßen. Die Spitzenverbänd« haben

ihrerseits auf dte Regierung eingewirkt, um alle Republikaner zur

Verteidigung der Verfassung gcgen je«« Rebellen zu sammeln. Dcr

grundsätzliche Standpunkt wurde in dem folgenden Aufruf nicdcr-

gelegt:
Arbeiter, Angestellte und Veamtel

Von außen hcr aufs schwerste bedrückt und inmitten einer srl)«rf

zugespitzten innerwirtschaftlichen Krise wird dic Reichscinhcit und

der Bestand der Republik durch gewaltsamen Ansturm gcsährdct.
Die durch die Weimarer Verfassung gewährleisteten Volksrechte sind

bedroht.
Die soziale und wirtschaftliche Not der Arbcitcr, Angestclltcn und

Bcamtcn, dcr Rentner und der übrigen unbemittelten Volksschichten

wird oon Tag zu Tag unerträglicher. Kommt dazu »och der Kampf
der einzelnen Volksgenossen gegeneinander, so wcrdcn damit di«

letzten Möglichkeiten einer Bchebimg der außen- und innenpolitischen
Nöte zerstört.

Die unterzeichneten gewerkschaftlichen Verbände als Vertretung

des werktätigen Volkes rufen ihre Mitglieder und alle übrigcn auf
dem Boden der Reichsverfassung stellenden Volkskreise auf, sich zum

Schutze der Verfassung und der Republik zur Verfügung zu stellen,

wie auch die Geiverkschaftcn selbst ihre Organisationen zur Abwchr

bereitstellen.
Allgemciner Deutscher Geiverkschaftsbund.

GswerksäMstsring Deutscher Arbeiter-, AngssteUten-
urid Bcamtenverbünde.

Allgemeiner freier Angestelltenbund.
Allgemeiner Deutscher Beamtenbund,

Deutscher Beamte»?und.

Segen öle Preisgabe öer besetzen Gebiete.

Die oon der Reichsregierung beschlossene Aufhebung dcr Erwerbs»

losenunterstützunq, der Soz'alrenten und der Bcamtcnbesoldima fllr

das befttzle Eebiet haben die Gewerkschaften zum schärfsten Protest

herausgefordert. Die Spitzengewerkschaften haben dcm Reichs-

kabinett in einer Besprechung am 16, November ihren ablehnenden

Sondpunkt bekundet. Anschließend daran erfolgte in der Oeffent¬

lichkeit nachstehender Aufruf des Allgemeinen Deutschen Gewerk¬

schaftsbundes, dcs Eewcrkschaftsringes, des AfA-Bundes und dcs

Allgemeinen Deutschen Bcamtenbundss:

„Nach Aufgabe des passiven Widerstandes ist es nicht gel»n?,e,!.
die Widerstände gegen die Ingangsetzung dsr Wirtschaft im besetzten

Gebiet zu überwinden. Die dadurch hervorgerufene No! erfordert

größte Hilfsbereitschaft des Reiches, tlnbeschadet dieser Not haben

die Wirtschaftskreis« Kündigungen und Entlassungen in eine», Aus¬

maße vorgenommen, das in den wirtschaftlichen "Verhältnissen leine

Begründung findet.
Der Entschluß der Reichsregierung, der dadurch gesteigerte!! Zahl

der Arbeitslosen die Erwerbslofenunterstlltzung von einem bestimm»

ten Zeitpunkt nb zu entziehen, muß dis davon Betroffenen in gre».

zenlofes Elend stürzen
Die Gewerkschaften können die Verantwortung fiir eine solche

Maßnahme nicht übernehmen, da cs nach ihrer Ueberzeugung möglich

ist, die erforderlichen Mittel durch cine angemessene Befitzbelastung

aufzubringen. Ehe daher die letzte Entscheidung getroffen wird, for»

dern mir von dsr Reichsregierung, daß sie innen- und außenpolitisch

nlle Mittel anwendet, um die besetzten Gebiets und ihre deutsche

Bevölkerung dem Deutfcwn Reiche z» erhalten."
Die christlichen Gcwcrkschaftcn hatten sich dieser Kundgebung nicht

angeschlossen,

-Ssnöerbare -Seelsorger.
Die Fuldaer Bischofskonferenz hat unter Hinnzsis auf die an

den Klerus erlassenen „Winke" über die Behandlung der Sozia¬

listen usw, beschlossen, folgende Grundsätze bekanntzugeben:

s) Es ist dsn Katholiken nicht gestaltet, den freien Ge»

werk schaften als Mitglieder anzugehören, einerlei ob cs stch

um Gewerkschaften fllr Arbeiter oder solche für Angestellte oder

Beamte handelt.
l>) Wenn die Katholiken die Möglichkeit haben, sich In Ber»

bänden zu organisieren, die ihren religiösen Interessen nicht ent»

gegenstshen, so sind sis verpflichtet, aus den freien Gewerkschaften

auszutreten.
c) Geduldet merden kann, daß sin Katholik zeitweilig seinen

Namen in dcn Mitgliederlisten im Einzelfalle wirklich stehen läßt,

wenn folgende Umstände zusammentrafen, die hierfür Voraus¬

setzung bildcn:

1. wsnn der Beitritt in gutem Glauben, also in Ueberzeugung

von der Erlaublheit «rfolgt ist-,
2. wenn Aergernis verhütet wird durch dis Erklärung, daß

die Weiterzahlung nur zur Verhütung schmeren Nachteils erfolge,

im übrigen aber jede Gemeinschaft mit dcr betr. Vereinigung

vermieden wird:
S. wsnn dem Betreffenden oder seiner Familie sonst schwerer

Schadcn erwächst:
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4. wenn nicht sgr den Betreffenden oder sein« Fomikl« die

Ges«hr des Abfalls vom Glaubsn besteht;

5. wenn Katholiken trotz ersolgter Aufklärung und obwohl ihnen

Eintritt in eine andere Organisation möglich ist, dennoch als Mit-

glieder in den fr«.,en Gewerkschaften verbleiben, so sind sie zu dein

Sakramentenempfanq nicht zuzulassen.
Wenn den christlichen Gewerkschasten nnt derartigen MMeln

geistiger Unduldsamkeit eme agitatorische Stütze «rivachsen soll, so

hat die Bischosskonserenz damit weder dsn Nachweis ihrer chnjt-

lichen, noch den ihrer sittlichen Vollkommenheit erbracht.

Verorönung über Sus Schlichtungswesen.
Bom 3«. Oktober 1923.

Ans Grund des Ermächtigungsgesetzes vom 13. Oktober 1923

(„Reichsgesstzblatt" I E. 943) verordnet die Reichsregierung bis zur

endgültigen gesetzlichen Regelung:
Artikel!.

Schlichtung.

Z 1. An Stelle dcr bishericen Schlichiungsausschüsse werden von

der obersten Landesbehörde im Einvernehmen mit dem Reichs¬

arbeitsminister neue Schttchtüngsausschüjss errichtet, Sitz und Bezirk

sind unter möglichster Beachtung der wirtschaftlichen Zusammenhänge

zu bestimmen. Di« Bildung gemeinsamer Schlichtungsausschüsse sür

mehrere Länder oder Teile mehrerer Länder ist zulässig.
Die Schlichtungsausschüsse bestehen aus einem oder mehreren un¬

parteiischen Vorsitzenden und aus Beisitzern der Arbeitgeber und der

Arbeitnehmer in gleicher Zahl.
Die unparteiischen Vorsitzende,! bestellt dic oberste Landesbehörde

, nach Anhörung der wirtschaftlichen Vereinigungen der Arbeitgeber

und dcr Arbeitnehmer des Bezirks. Die Beisitzer beruft sie auf Vor¬

schlag dieser Vcrsinigunc,«».
8 2. Für größere WirischaftsbezirZe bestellt dcr Reichsarbeits¬

minister nach Anhörung der beteiligten obersten Landesbehörden

Schlichter. Er kann auch sür den einzelnen Fall eincn besonderen

Schlichter bestellen.
Die Schlichter übernehmen die Schlichtung in Fällen, die sür das

Wirtschaftsleben von besonderer Wichtigkeit sind.

ß g. Schlichiungsausschüsse und Schlichter haben zum Abschluß

von Essamtvereinbarungen (Tarifverträgen, Betriebsvereinbarungen)

Hilfe zu leisten, soweit «ins vereinbart« Schlichtungsstelle nicht bc¬

stcht odcr den Abschluß einer Gesamtvereinbarung nicht herbsiführt.

§ 4. Zuständig ist, falls di« Parteien nichts anderes vsreinbareri

oder nicht ein Schlichte? eingreift, der Schlichtungsausschuß, in dessen

Bezirk dis beteiligten Arbeitnehmer beschäftigt sind. Sind hiernach

mehrere Schlichtungsausschüsse zuständig, so verbleibt die Streitigkeit,

bei dem Schlichtungsausschuß, der sich zuerst mit ihr befaßt hat.

§ S. Schlichtungsausschüsse und Schlichter merden aus Anruf einer

Partei oder von Amts wegen tätig.
Dsr unparteiische Vorsitz«nde des Schlichtungsausschusses oder

dcr Schlichter hat zunächst zu versuchen, den Auschluß einer Gesamt¬

vereinbarung herbeizuführen.
Gelingt ihm das nicht, ist die Sachs vor einer Schlichtungskammer

zu verhandeln. Dicse bildet der unparteiische Vorsitzende des Schlich¬

tungsausschusses mit je zwei Beisitzern dsr Arbeitgeber und der

Arbeitnehmer, dcr Schlichter mit Beisitzern der Arbcitgcbsr und der

Arbeitnehmer in gleicher Zahl, die cr zu diesem Zwecke beruft.
Kommt vor der Schlichtungskammer kein« Einigung zustande, so

macht die Kammer den Partsien einen Borschlag sür den Abschluß

einer Gesamtvereinbarung (Schiedsspruch). Wird er von beiden

Parteien angenommen, so hat er die Wirkung ciner schriftlichen

Gesamtvereinbarung. Das gleichs gilt, wenn der Spruch auf Grund

gesetzlicher Vorschrift oder «iner Vereinbarung bindend ist.

8 6. Wird der Schiedssvruch nicht von beiden Parteien ange¬

nommen, so kann er für verbindlich erklärt werdcn wenn die in ihm

getroffen« Regelung bei gerechter Abwägung der Interessen beider

Teile der Billigkeit entspricht und ihre Durchführung aus wirtschaft¬

lichen und sozialen Gründe» «forderlich ist.

Für die Verbindlichkeitserklärung des Schiedsspruches eines

Schlichtungsausschusses ist der Schlichter zuständig, in dessen Bezirk
dsr Geltungsbereich der vorgeschlagenen Gesamtvereinbarung liegt:

dies gilt auch dann, wsnn er sich nur unwesentlich über den Bezirk

des Schlichtsrs hinaus erstreckt. In den übrigen Fällen ist dsr

Reichsarbeitsminister zuständig.
Die Verbindlichkeitserklärung ersetzt di« Annahme des Schieds¬

spruches.
Dis Vorschrift«» der Absätze 1 bis 3 finden auf die Verbindlich¬

keitserklärung von Schiedssprüchen vereinbarter Echlichtungsstellen
entsprechende Anwendung.

8 7. Der Reichsarbsitsministcr kann für die Tätigkeit der Schlich¬

tungsausschüsse und dsr Schlichter ollgemsine Richtlinien erlassen.

In ihr« Entschließung im Cinzelsall sind Schlichtungsausschüsse und

Schlichter unabhängig und nicht an SLeisungen gebunden.

, 8 8. Der Neichsarbeitsminister kann mit Zustimmung der oberste»

Landesbehörd« die Geschäftsführung der Schlichtungsausschüsse

prüfen und die Vorlag« von Akten verlangen. Er führt die Aussicht

über die Geschäftsführung der Schlichter.
Die Aufsicht übcr die Geschäftsführung der Schllchtungsausschüsie

führt dis oberste Landesbehorde
Die Landesregierungen bestimmen, welcZze Behörde als oberste

Landesbehörd« im Sinn« dieses Artikels gilt. Die oberste Landes¬

behörde kann die ihr zugewiesenen Ausgaben unterstellten Behörden

übertragen.
8 9. Das Reich trögt die Kosten der Schlichter und bis zur ncue»

Abgrenzung zwischen dcn Einnahmen dcs Reichs und der Länder

auch die der Schlichtungsausschüsse.
Artikel II.

Entlastung der Schlichlungeausschusie.

§ 1. In den Fällen

1. der 88 «2 bis 9« des Vstricbsrötegesetzes,
2. der 88 8, 18, 19 der Verordnung, bctrcfscnd eins Vorläufige

Landnrl«itsordnuna, voin 24. Januar 1919 („Rsichsgssetz-
blott" S. 111),

3. des 8 99 des Reichsoersorgungsgeseiies in der Fassung vom

3«. Juni 1923 („Reichsgesstzblatt" l S. 523).

4. des 8 39 Abs. 2. der 88 41. 44 Abs. 1. dss 8 M Abs, 2 i»

Vsrbindung niit 88 39. 41, dcs 8 SU in Verbindung mit 8
des Betrisbsrötsgesstzes,

5. dss 8 43 Abs. 2, 8 44 Abs. 4 Satz 2. 8 S2 Abs. 1, 2. 8 53 i"

Verbindung mit 8 62, des 8 5« Abs. 2 in Verbindung mit

8 43, des 8 «0 In Verbindung mit 8 43, des 8 L« Abs. 2, der

88 93, 97, 98 dss Betriebsrätegesetzes
sind bis Arbeitsgerichte ausschließlich zuständig.

8 2. Als Arbeitsgerichte gelten bis zur Errichtung att.ismeincr

Arbeitsgerichts bei Streitfällen, in denen auf Arbeitnebmsrsetts nu?

Handlungsgehilfen und Handlungslehrlinge beteiligt sind, das Kauf¬

mannsgericht, im übrigen das Gewerbegericht. Eine Berufung findet
in diesen Fellen nicht statt.
In Bezftken, In denen kein Gcwerbegericht odcr Kaufmanns¬

gcricht brsteht, gil^ der Schlichtungsausschuß noch ArUkcl I dicser

Verordnung als Arbeitsgericht. I» dicsen Fällcn besteht dis Kammer

aus dem unparteiischen Vorsitzenden und je cincm Beisitzer der

Arbeitgeber und der Arbeitnehmer.
Artikel NI.

Ausführung?,, und llebergangsbesiinimungsn.

8 1. Der ReichsarbeiKministcr erläßt die zur Durchführung dicser

Verordnung erforderlichen Ausführungsbestimmimgen.
8 2. Die Verordnung tritt, soweit es sich um Maßnahmen zu ihrer

Durchführung handelt, mit dem Tage ihrer Vsrkündung in Kraft.
Jm übrigen tritt sie, soweit der Reichsarbeitsminister nichts anderes

bsstimmt. mit dem 1. Januar 1924 in Kraft,

8 3. Mit dem im 8 2 Satz 2 bezeichneten Zeitpunkt treten solgende
Bestimmungen außer Kraft:

1. der III. Abschnitt (88 IS bis 3g) dcr Verordnung über Tarif-

vertrage, Arbeiter- und Angestelltenausschüsse und Schlichtimg
von Arbeitsstreitigksiten vom 23. Dezember 1918 („Reichs¬
gesetzblatt" S. 14S6),

2. die Ziffer II des 8 104 dss Betrisbsrätegssetzes und die auf
Grund dieser Bestimmung erlassenen Ausführungsverord¬
nungen.

3. die 88 «2 bis 74, 8 82 Abs. 2 Nr, 6 des Gen-erbegerichtsqesetzes
vom 29. Scptcmber 1991 und des 8 17 des Gesetzes, betreffend
Kaufmannsgerichte, vom «. Juli 1904,

4. die 88 22 bis 28 der Berordnung über die Einstellung und

Entlassung von Arbeitern und Angestellten während der Zeit
dcr wirtschaftlichen Demobilmachung vom 12. Februar 1920

(„Reichsgssetzblatt" E. 218).

Desgleichen werden mit dem im 8 2 Satz 2 bezeichneten Zeitpunkt
die auf Grund des 8 31» Nr. 2 der Gewerbeordnung errichteten

Einigungsämtsr von Innungen aufgehoben.
8 4. Verfahren nach Artikel I dieser Verordnung, die an d«m Im

8 2 Satz 2 bezeichneten Zeitpunkt anhängig sind, gehen in der Lage,
In der sie sich befinden, von den bisl>er zuständigen auf die nach dem

Inkrafttreten diescr Verordnung zuständigen Stellen über. Auf ihre

Erledigung finden die Vorschriften diescr'Verordnung Anwendung.

Verfahren nach Artikel II dieser Verordnung, die an dem in 8 2

Satz 2 ^zeichneten Zeitpunkt bei dcii bishcr zuständigen Stellen

Nicht abgeschlossen sind, sind binnen einer Ausschlußfrist von zwei

Wochen bei den nach dieser Verordnung zuständigen Stellen als ncue

Verfahren anhängig zu machen.

Berlm. den 39. Oktober 1923.

Der Reichskanzler Der Reichsarbeitsminister
Dr. Stresemann Dr. Brauns
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